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Rechte der Gewerl<Schaft im Betrieb 
Ein Überblick über das, was erlaubt und verboten ist 

1 Hier.lese.nSie 

· .. -warurt1derAr.beitgeberdenGewerkschaften· Werbung im Betrieb .nicht verbieten kann 

-: .qlJ cfE!r7Arbeitge~e; extE!r11e Gewerkscha~sbeauftragte im BetrJeb dulden muss 

: ·· --1/VascJi~ R~cht~~rechung zur WE!rbung durch G.~werkschaftszeitungen, Plakate und Aufkleber sagt 

Art. 9 Abs. 3 GG gewährt das Recht, sich in Koalitionen zur 
Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen zu­
sammenzuschließen. Hieraus ergeben sich Redfre der Ge­
werkschaften und ihrer Mitglieder im Betrieb, die neben 
den Rechten aus dem BetrVG stehen. Die Rechtsprechung 
schützte ursprünglich nur die Tätigkeiten, die zum Kernbe­
reich gehörten, also für Erhaltung und Sicheryng desße­
standes der Koalitionen unerlässlich waren. Das Bundes­
verfassungsgericht hat mit Beschluss vom 14.11.1995' 
klargestellt, dass der Schutz des Art. 9 Abs. 3 GG sich nicht 
auf diese Tätigkeiten beschränkt, Er umfasst vielmehr alle 
koalitionsspezifischen VerhaltensweiSen, wozu die Mitglie­
derwerbung durch die Koalition selbst und ihre Mitglieder 
gehören. Demgemäß dürfen dem Betätigungsrecht der 
Koalitionen nur solche SchJ;anken gezogen werden, die im 
konkreten Fall zum Schutz anderer Rechtsgüter von der 
Sache her geboten sind. Dazu zählen die wirtschaftliche 
Betätigungsfreiheit (Art. ~Abs. 1 GG), die insbesondere bei 
einer Störung des· Arbeitsablaufs und des Betriebsfriedens 
berührt wird, das Hausrecht (Art. 13 GG) und das Eigen­
tumsrecht (Art. 14 GG). 

Information und Werbung 

Da Art. 9 Abs. 3 GG den Bestand der Koalition schützt, der 
ohne Werbung nicht gesichert ist, folgt hieraus auch das 

gewerkschaftliche Recht, zu werben und informieren. 2 Wer­
bung darf im Betrieb stattfinden, denn dort spielt sich das 

1 BVerfG v. 14.11.1995 - 1 BvR 601/92 AiB 1996, 315. 
2 BAG V. 14.2.1967 - 1 AZR 494/65, BAGE 19, 218 ff. (222), V. BVerfG V. 26.5.1970 

bestätigt (2 BvR 664/65, BVerfGE 28, 295 ff.). 
3 BAG v. 14.2.1967 - 1 AZR 494/65, BAGE 19, 218 ff. (224); bestätigt in BAG v. 

30.8.1983 - 1 AZR 121/81 (AP Nr. 38 zu Art. 9 GG). 
4 BAG v. 14.2.1967 - 1 AZR 494/65, BAGE 19, 218 ff. 
5 BAG V. 30.8.1983 - 1 AZR 121/81, AP Nr. 38 zu Art. 9 GG. 
6 BAG v. 14.2.1967 - 1 AZR 494/65, BAGE 19, 218 ff. (226); 
7 BAG v. 31.5.2005 - 1 AZR 141/04, BAGE 115, 58 ff. (65 ff.) 
8 BAG v. 14.2.1967 - 1 AZR 494/65, BAGE 19, 218 ff. (227). 
9 BAG v. 14.2.1967 -1 AZR 494/65, BAGE 19, 218ff. (226f.). 
10 Däubler, Gewerkschaftsrechte im Betrieb, 10. Auflage, Baden-Baden 2000, 

Rdnr. 303. 
11 BVerfG v. 26.5.1970 - 2 BvR 664/65, BVerfGE 28, 295 ff. (305). 

Arbeitsleben ab und es tauchen die Fragen auf, mit denen 

sie!:) Gewerkschaften befassen.3 
,• \ ~„„ 

Grenzen der Werbung 

Ursprünglich sah das BAG nur solche Werbung als vom 

Schutzbereich umfasst an, die sich auf die Regelung der 
Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen beschränkte.4 Später 

ist jedoch auch Werbung mit satzungsgemäßen Leistun­

gen, wie etwa dem gewerkschaftlichen Rechtsschutz, für 
zulässig gehalten worden. 5 Dies diene ebenfalls dem Be­

stand der Koalition, denn Unterstützung der Mitglieder ge­

höre zu den klassischen Aufgaben der Gewerkschaften. 
Weiter müssen Gewerkschaften neben der Selbstverständ­

lichkeit, bei der Werbung nicht gegen Strafgesetze (insb. 
§ 185 StGB, Beleidigung) zu verstoßen, auf den durch das 

Grundgesetz anerkannten »Koalitionspluralismus« Rück­

sicht nehmen; sie dürfen etwa nicht in »grob unwahrer 
oder hetzerischer Weise« gegen andere Gewerkschaften 

angehen oder es gar auf deren »Vernichtung« absehen.6 

Werbung mit »Dumping«-Mitgliedsbeiträgen (1 € für das 

erste Jahr der Mitgliedschaft) sei dabei noch statthaft.7 

Der Arbeitgeber oder sein Verband dürfe nicht unsachlich 

angegriffen werden. Aus der negativen Koalitionsfreiheit 
folge, dass Arbeitskollegen nicht bedrängt werden dür­
fen.8 

Politische Aussagen 

Allgemeinpolitische Aussagen sind nur insofern von Art. 9 
Abs. 3 GG gedeckt, als sie im Zusammenhang mit der Wahre 
ung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen stehen.9 

Das umfasst die Förderung der Wirtschafts_bedingungen, 
Aussagen zur wirtschaftlichen Situation und zur Konjunk­

turpolitik sind daher zulässig.10 Nach dem BVerfG unterfällt 
zudem die »freie Darstellung der in ihnen (den Gewerk­
schaften, d. Ver{.) organisierten Gruppeninteressen gegen­
über dem Staat und den politischen Parteien« dem Schutz­
bereich.11 Äußerungen und Forderungen, die sich an 
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politische Parteien richten, sind somit zulässig.12 Es scha­
det dabei nicht, wenn sich die Forderung der Gewerkschaft 
mit der einer politischen Partei deckt.13 

Parteipolitische Aussagen im engeren Sinne sind jedoch 
ausgeschlossen. So war etwa ein gewerkschaftlicher Aufruf 
zu den bayrischen Kommunalwahlen zur Wahl von be­
stimmten gewerkschaftlich aktiven Arbeitnehmern, die ver­
schiedenen Parteien angehörten, nicht vom Schutzbereich 
des Art. 9 Abs. 3 GG erfasst. Einzelne, vielleicht unzuläs­
sige politische Aussagen in einer Gewerkschaftszeitung 
führen jedoch nicht zwingend zur Unzulässigkeit der gan­
zen Publikation. So hat das BAG 1979 Zweifel daran geäu­
ßert, dass einzelne Artikel in einzelnen Nummern einer 
periodisch erscheinenden Zeitschrift, die unzulässige poli­
tische oder parteipolitische Inhalte enthielten, ein Verbot 
der Zeitung an sich begründen könnt:en.14 

Werbung auch während der Arbeitszeit? · 

Grundsätzlich stellt gewerkschaftliche Werbung während 
der Arbeitszeit eine Verletzung der vertraglichen Arbeits­
pflicht dar, die jedoch zulässig wäre, wenn sie von Art. 9 
Abs. 3 GG gedeckt ist. Dies ist anhand einer Abwägung der 
widerstreitenden grundrechtlich geschützten Interessen zu 
entscheiden - auf der einen Seite die Koalitionsfreiheit aus 
Art 9 Abs. 3 GG, auf der anderen Seite die wirtschaftliche 
Betätigungsfreiheit des Arbeitgebers, die insbesondere bei 
Störungen des Betriebsfnedens und des Arbeitsablaufes 
beeinträchtigt ist.15 Das BVerfG hat im Kernbereichsurteil 
angedeutet, dass nicht jede gewerkschaftliche Betätigung 
während der Arbeitszeit bereits eine Pflichtverletzung dar­
stelle. Schon 1970 hat es festgestellt, dass es nicht ge­
rechtfertigt wäre, Gewerkschaftsmitgliedern grundsätzlich 
jede Werbung für ihre Gewerkschaft innerhalb ihrer Dienst­
stelle und während der Dienstzeit zu verbieten.16 Das BAG 
hielt bei der Abwägung bisher jedoch das Recht des Arbeit­
gebers am ungestörten Betriebsablauf für überwiegend, so 
dass Werbung nur außerhalb der Arbeitszeiten und in den 
Pausen für zulässig gehalten wird.17 Zumindest das Tragen 
von Gewerkschaftsemblemen ist jedoch auch während der 
Arbeitszeit gestattet.18 

Es bleibt abzuwarten, ob und wann das BAG von seiner 
strikten Rechtsprechung abrückt. Sicherer scheint es im 
Moment noch, Werbung auf Zeiten vor und nach der Arbeit 
sowie die Pausen zu beschränken. 

Werbung durch Betriebsfremde 

Auch externe Gewerkschaftsbeauftragte dürfen im Betrieb 
werben. Das BAG führt dazu aus: 
»Gewerkschaften haben grundsätzlich einen Anspruch da­
rauf, in Betrieben auch mit betriebsfremden Beauftragten 
Mitgliederwerbung zu betreiben, soweit überwiegende 
schützenswerte Interessen des Arbeitgebers und Betriebs­
inhabers nicht entgegenstehen. Dies gilt auch dann, wenn 

Rechte der Gewerkschaft im Betrieb 

Arbeitnehmer bereits Mitglieder der Gewerkschaft sind«.19 

Das BAG hatte schon 197820 das Recht auf Zugang zum Be­
trieb mit ähnlichen Argumenten postuliert. Damals wurde 
dem Recht auf Werbung Vorrang vor den Rechten des 
Arbeitgebers aus Art. 13 und 14 GG eingeräumt. Der Betrieb 
sei schon von seiner Zweckbestimmung her offener und so­
mit weniger schutzwürdig als die Privatwohnung. Daher 
und angesichts der bedeutenden verfassungsrechtlich ga­
rantierten Aufgaben der Gewerkschaften habe die Koaliti­
onsfreiheit Vorrang. Es sei jedoch »in der Regel geboten«, 
den Arbeitgeber vor dem Besuch über dessen Zeitpunkt so­
wie die Person des oder der Beauftragten zu unterrichten21

, 

seiner Zustimmung aber bedarf es nicht. 22 

Plakate 

Plakatwerbung im Betrieb ist unproblematisch möglich. 
Die Gewerkschaft hat einen Anspruch gegen den Arbeit­
geber, ihr ein Schwarzes Brett zur Verfügung zu stellen 
oder zumindest die Mitbenutzung bereits vorhandener An­
schlagtafeln zu gestatten.23 Hat der Arbeitgeber den Aus­
hang von Plakaten gestattet, darf er sie nicht mehr ein­
seitig entfernen 24, sondern ist auf den Rechtsweg zu 
verweisen. 
Unklar ist, ob darüber hinaus auch Plakatanschläge außer­
halb der Anschlagstafeln, also etwa an den Wänden der Ar­
beitsräume, zulässig sind. Däubler bejaht diesen Anspruch, 
das LAG Frankfurt hat ihn 1973 verneint.25 Nach Ansicht 
des LAG Hamm ist die Gewerkschaft grundsätzlich auf die 
vorhandenen Anschlagtafeln beschränkt. Wenn das be­
triebliche Mitteilungssystem unterentwickelt ist, besteht 
jedoch - unter Berücksichtigung der betrieblichen Gege­
benheiten - ein Anspruch auf Zurverfügungstellung weite­
rer Anschlagflächen. 26 Anschläge außerhalb der dafür vor­
gesehenen Flächen sind daher momentan nur im Wege der 
gütlichen Einigung durchsetzbar. 
Auch das Verteilen von Flugblättern im Betrieb ist unpro­
blematisch zulässig. Dabei darf auch Gebrauch von Mög-

12 Däubler (Fußnote 10) Rdnr. 299. 
13 LAG Berlin v. 24.9.1973 - 5 Sa 35/73, AuR 1974, 156f. 
14 BAG v. 23.2.1979 - 1 AZR 540/77, AuR 1979, 90. 
15 BVerfG v. 14.11.1995 - 1 BvR 601/92, AiB 1996, 315. 
16 BVerfG V. 26.5.1970 - 2 BvR 664/65, BVerfGE 28, 295 ff. (306). 
17 BAG v. 23.2.1979 - 1 AZR 172/78, BAGE 31, 318 ff. (326). 
18 BAG v. 23.2.1979 - 1 AZR 172/78, BAGE 31, 318 ff. (:)26). 
19 BAG v. 28.2.2006 - 1 AZR 460/04, BAGE 117, 137ff., Rdnr. 26, 31. 
20 BAG v 14.2.1978 - 1 AZR 280/77, BAGE 30, 122 (128 f.); Das Urteil ist mit Be­

schluss des BVerfG v. 17.2 -2 BvR 384/78, AP Nr. 9 zu Art. 140 GG aufgehoben 
worden; die Aufhebungsgründe befassten' sich allerdings nur mit dem Zu­
gangsrecht zu kirchlichen Einrichtungen. Das Zutrittsrecht für nichtkirchliche 
Betrieb ist daher nicht mit Bindungswirkung verneint worden (vgl. BAG v. 
28.2.2006 - 1 AZR 460/04, BAGE 117, 137 (Rdnr. 34). 

21 BAG v.28.2.2006 -1 AZR 460/04, BAGE 117, 1}7, Rdnr. 44. 
22 Sarge, Gester, Zugangsrecht der Gewerkschaften zum Betrieb/Gewerkschaftli­

che Werbung und Information im Betrieb, AiB 1988, 228ff. (230). 
23 Däubler (Fußnote 10) Rdnr. 358. 
24 ArbG Gelsenkirchen v. 15.3.1984 - 3 BV 3/84, AuR 1985, 129 ff.; LAG Frankfurt 

v. 16.4.1971 - 5 Sa 72/71, DB 1972, 1027. 
25 LAG Frankfurt v. 16.1.1973 - 5 Sa 611/72, BB 1973, 1394. 
26 LAG Hamm v. 18.2.1971 - 8 Sa 618/70, BB 1971, 1054. 

208 AiB 2009 · Heft 4 aib-web.de Passwort für April: Wuppertal 



1 GRUNDLAGEN DER ßETRIEBSRATSARBEIT 

lichkeiten der Verteilung gemacht werden, die sich gerade 
durch die Eigenart des Betriebs ergeben. 

Flugblätter 

Erlaubt ist etwa das Verteilen von Flugblättern an Reisende 
im Zugrestaurant durch Bahnangestellte, in denen auf pro­
blematische Arbeitsbedingungen hingewiesen wird. 27 Das 
Arbeitsgericht hielt das verteilen der Flugblätter selbst 
dann für rechtmäßig, wenn der Schutzbereich des Rechts 
am Unternehmen verletzt worden wäre (wovon im konkre­
ten Fall mangels Erheblichkeit nicht auszugehen war). Bei 
Konflikten zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern sei 
es angesichts der realen Machtverhältnisse für die Gewerk­
schaften notwendig, auf der Seite der Arbeitnehmer einzu­
greifen. Geringe Störungen, die damit verbun·den seien, 
müssten daher stets, gravierendere zumindest solange hin­
genommen werden, wie durch sie nicht die Priva!Dützigkeit 
des Eigentums aufgehoben werde. 
Ebenfalls zulässig ist das Verteilen von Flugblättern im Zu­
sammenhang mit einem Arbeitskampf durch nach Stück­
zahlen bezahlte Austräger gleichzeitig mit den von ihnen 
zu verteilenden Zeitungen. 28 In dem vom LAG-Köln~ ent­
schiedenen Fall hatte der Arbeitgeber einen Eingriff in den 
eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb geltend 
gemacht und behauptet, die Gewerkschaft hätte sich sei­
ner (nur gegen Entgelt zur Verfügun_g zu stellenden) Ver­
triebsorganisation bedient, die im wesentlichen aus den 
Austrägern bestehe. Zudem würden die Zusteller zur Ver­
letzung ihrer arbeitsvertraglichen Pflichten angehalten, 
denn diese dürften fremde 8rucksachen nicht den Zeitung­
en beilegen. Das LAG Köln sah keinen Eingriff in den Ge­
werbebetrieb. Art. 9 Abs. 3 GG schütze das Recht, die Öf­
fentlichkeit während eines Arbeitskampfes zu informieren. 
Betriebsmittel des Arbeitgebers dürften dazu nicht verwen­
det werden; die Gewerkschaft habe sich jedoch nicht der 
Vertriebsorganisation des Arbeitgebers bedient, sondern 
lediglich ihre eigenen Mitglieder kraft deren Mitgliedschaft 
in Anspruch genommen. Es sei zu unterscheiden zwischen 
den einzelnen Menschen und den sie zu einem bestimmten 
Zweck zusammenfassenden Strukturen. Auch hätten die 
Zusteller ihre eigenen Fahrzeuge benutzt; da sie nach 
Stückzahlen bezahlt wurden, wendeten sie keine Arbeits­
zeit für das Verteilen der Flugblätter auf. Entscheidend war 
zudem, dass die Flugblätter nicht der Zeitung beigelegt 
wurden, sondern lediglich zeitgleich mit dieser verteilt wur­
den, so dass (auch anhand der Aufmachung) keine Gefahr 
bestand, sie für Publikationen des Arbeitgebers zu halten. 
Es konnte also nicht de.r Eindruck entstehen, dass hier ge-

27 ArbG Hamburg 30.6.1992 - 25b Ga 5/92. AiB 1992, 53of. 
28 LAG l<öln v. 3.2.1995 - 12 Sa 1073/94, AP Nr. 145 zu Art. 9 GG Arbeitskampf. 
29 BAG v. 23.9.1986 -1 AZR 597/85, BAGE 53, 89ff. 
30 Däubler (Fußnote 10) Rdnr. 357. 
31 BAG v. 23.2.1979 - 1 AZR 172/78, BAGE 31, 318 ff. 
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werkschaftliche Informationen durch den Arbeitgeber ver­
breitet wurden. 
Die Nutzung der Betriebsmittel des Arbeitgebers ist proble­
matisch. So darf ein Krankenhaus die Verteilung von ge­
werkschaftlicher Information über interne, für dienstliche 
Zwecke eingerichtete, Postfächer verbieten. Das BAG war 
der Ansicht, dass das Einlegen der Gewerkschaftswerbung 
das Recht des Arbeitgebers aus dem Eigentum, andere von 
jeder Benutzung der Postfächer auszuschließen, beein­
trächtige. Mit der Benutzung der Postfächer für gewerk­
schaftliche Werbung bestehe die Gefahr, dass interne Mit­
teilungen oder Laborberichte (die ebenfalls über die 
Postfächer zugestellt wurden) mit der Werbung zusammen 
weggeworfen würden oder zwischen ihr untergingen. 
Schließlich stünden der Gewerkschaft auch noch andere 
Mittel und Wege zur Werbung offen, so dass auch der Kern­
befeich der Koalitionsfreiheit nicht berührt sei. 29 

D~r\(1-bwägung der grundrechtlichen Positionen durch das 
BAG'kann nur schwer gefolgt werden, insbesondere wenn 
man sich vor Augen hält, dass die Verteilung von Privatpost 
über die Postfächer vom Arbeitgeber gestattet wurde. 
Däubler weist zutreffend darauf hin, dass das Eigentums­
recht nur ganz am Rande berührt sei, während die Koali­
tionsfreiheit durch das Verbot in einem zentralen Punkt be­
troffen sei.30 Hier fragt man sich in besonderem Maße, ob 
diese Entscheidung nach der Aufgabe der Kernbereichs­
lehre durch das Bundesverfassungsgericht auch so ausge­
fallen wäre. 

Gewerkschaftszeitung 

Gewerkschaftszeitungen dienen unstreitig der Werbung 
und Information. Dennoch hat das BAG 1979 eine Vertei­
lung ausschließlich an Mitglieder für unzulässig gehalten.31 
Argumentiert wurde, dass die betriebliche Verteilung nur 
an Mitglieder nicht unerlässlich für den Bestand der Koali­
tion sei und somit nicht zum Kernbereich gehöre. Mitglie­
der könnten genauso gut mit der Post erreicht werden. 
Eine Verteilung (auch) an Nichtmitglieder wäre somit vom 
Schutzbereich des Art. 9 GG gedeckt. Vor dem Hintergrund 
der geänderten Rechtsprechung lässt sich diese Position 
nicht mehr vertreten. Auch .die Information bereits vorhan­
dener Mitglieder gehört zu den koalitionsspezifischen Tä­
tigkeiten und ist daher von Art. 9 Abs. 3 GG geschützt. Das 
Verteilen von Zeitungen sowohl an Nichtmitglieder als auch 
nur an Mitglieder muss daher - natürlich im Rahmen der 
allgemeinen, oben aufgezeigten Grenzen - vom Arbeit­
geber geduldet werden. 

Aufkleber 

Werbung kann auch darin bestehen, die Verbundenheit mit 
der Gewerkschaft durch das Tragen von Ansteckern und 
Aufklebern an der eigenen Kleidung oder Schutzausrüs­
tung zu zeigen. Auf oder an der eigenen Kleidung ist dies 

! 
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unproblematisch.32 Eine solche Kundgabe ist nicht nur von 
Art. 9 Abs. 3 GG; sondern auch von Art. s GG gedeckt. 
Schwieriger wird es bei Gegenständen des Arbeitgebers. 
1979 hat das BAG ein Verbot, Aufkleber mit dem Gewerk­
schaftsemblem auf arbeitgebereigenen Schutzhelmen an­
zubringen, für zulässig gehalten. Es handele sich dabei 
nicht um eine bloß unerhebliche (und somit hinzuneh­
mende) Beeinträchtigung des Eigentums, denn die Arbeit­
nehmer würden die Helme zumindest für eine gewisse 
Dauer als ständig in Erscheinung tretenden Werbeträger 
nutzen. Gleichzeitig sei der Arbeitgeber von der eigentlich 
ihm als Eigentümer zustehenden werbemäßigen Nutzung 
der Helme ausgeschlossen. Aus Art. 9 Abs. 3 GG folge 
keine Duldungspflicht, denn die Werbung auf fremden 
Helmen sei nicht unerlässlich für die Erhaltung und Siche­
rung der Existenz der Koalition. Sie.gehöre nicht zum Kern­
bereich und sei daher nicht vom Schutzbereich des Art. 9 
Abs. 3 GG umfasst. Unerlässlich sei sie nur dann, 0~:Qn sie 
überhaupt nur unter Inanspruchnahme des fremden E)gen­
tums sinnvoll möglich gewesen wäre: Hier sei es den Ar­
beitnehmern aber ebenso möglich gewesen, etwa durch 
Anstecknadeln an ihrer Kleidung für die Gewerkschaft zu 
werben. 33 __. 

Nach der Aufgabe der Kernbereichslehre lässt sich diese 
Argumentation so nicht mehr vertreten. Ohne die Beschrän­
kung des Schutzbereiches auf das Unerlässliche muss die 
Bewertung der Zulässigkeit anhand einer Abwägung der wi­
derstreitenden Grundrecntspositionen erfolgen. Das Recht 
des Arbeitgebers am Eigentum war hier lediglich minimal 
beeinträchtigt, da sich die Aufkleber ohne Substanzverlust 
wieder abzieheq ließen. In die Abwägung einzustellen ist zu­
dem die Sozialbindung des Eigentums aus Art. 14 Abs. 2 GG, 
der Regelungsvorbehalt des Art. 14 Abs. 1 GG und die Tat­
sache, dass Art. 9 Abs. 3 GG solche Vorbehalte nicht enthält; 
also verfassungsrechtlich stärker geschützt ist als das Eigen­
tum. Zu beachten ist auch die Argumentation des ArbG 
Herne in der ersten Instanz, dass die Helme so eng mit dem 
Persönlichkeitsbereich der sie tragenden Arbeitnehmer ver­
bunden seien, dass das Eigentumsrecht des Arbeitgebers 
zurücktreten müsse.34 Bei einer Abwägung sollte die Koali­
tionsfreiheit daher überwiegen. 

E-Mails und »Neue Medien« 

Unproblematisch zulässig ist zunächst die gewerkschaftli­
che Werbung durch Arbeitnehmer über E-Mail, wenn die 
private Nutzung des betrieblichen Inter- oder Intranets ge­
stattet ist.35 Ähnlich ist die Versendung von zu Hause aus 
zu bewerten. So hat das LAG Schleswig-Holstein 2000 ent­
schieden, dass ein Arbeitnehmer, der von zu Hause aus 
eine Rundmail an die Arbeitsplätze mit Werbung für den 
Gewerkschaftsbeitritt versendet, nicht pflichtwidrig handelt 
und deshalb nicht abgemahnt werden darf.36 

Ist die private Nutzung des dienstlichen Zugangs nicht ge­
stattet, müssen die Grundrechte der Beteiligten gegenein-
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ander abgewogen werden. Die Beeinträchtigung des Eigen­
tums des Arbeitgebers an den E-Mailanschlüssen ist dabei 
als ähnlich gering einzustufen wie die Nutzung einer Wand 
für den Plakatanschlag und kann das gewerkschaftliche 
Recht auf Werbung nicht einschränken. Allein die Möglich­
keit, dass die E-Mail während der Arbeitszeit gelesen wird, 
reicht zudem nicht für die Annahme einer Betriebsstörung 
aus. 37 Die verwendete Arbeitszeit beruht nicht auf der Wei­
tergabe per E-Mail, sondern auf der Information als sol­
cher; auch im Betrieb aufgehängte Plakate werden in der 
Arbeitszeit gelesen.38 Die Nutzung des dienstlichen Inter­
netanschlusses soll also auch bei einem Verbot privater 
Nutzung zulässig sein, um mit der Gewerkschaft in Kontakt 
zu treten oder sich auf gewerkschaftlichen Internetseiten 
zu informieren, insofern ist zwischen privater und gewerk­
schaftlicher Nutzung zu unterscheiden.39 Dies wurde in­
zwischen vom BAG bestätigt. In einer Entscheidung vom 
Januar 2009 wurde die Zusendung gewerkschaftlicher Werc 
bung an dienstliche E-Mail-Adressen auch bei einem Verbot 
privater Nutzung für zulässig gehalten. Solange die Ver­
sendung der E-Mails nicht zu unzumutbaren Betriebs­
ablaufstörungen oder spürbaren, der Gewerkschaft zurech­
nenden wirtschaftlichen Belastungen führe, hätten die 
grundrechtlich geschützten Positionen des Arbeitgebers 
zurückzutreten.40 

Die Gewerkschaft als solche hat keinen Anspruch auf Zu­
gang zum unternehmenseigenen Intranet, doch sollen nach 
Ansicht Däublers Gewerkschaftsmitglieder mit lntranetzu­
gang dort für ihre Gewerkschaft werben dürfen.41 

Folgen für den einzelnen Arbeitnehmer 

Ist die gewerkschaftliche Werbung von Art. 9 Abs. 3 GG ge­
deckt und damit zulässig, können sich für den einzelnen 
Arbeitnehmer keine negativen Folgen ergeben. Sind trotz­
dem Sanktionen verhängt worden, steht der Gang zu den 
Arbeitsgerichten offen. Ist die Werbung nicht gedeckt, kann 
der Arbeitgeber eine Abmahnung wegen Vertragsverlet­
zung aussprechen 
§ 75 BetrVG verpflichtet den Betriebsrat darüber zu wa­
chen, dass niemand wegen seiner gewerkschaftlichen Be-

32 Vgl. dazu auch BAG v.23.2.1979 - 1 AZR 540/77, AuR 1979, 90. 
33 BAG v. 23.2.1979 - 1 AZR 172/78, BAGE 31, 318 ff. 
34 Zachert, Gewerkschaftliche Rechte im Betrieb - Eine Restgröße? AuR 1979, 

358 ff. (358). 
35 ArbG Brandenburg v. i.12.2004 - 3 Ca 1231/04, Rdnr. 42. 
36 LAG Schleswig-Holstein v. 1.12.2000 - 6 Sa 562/99, AuR 2001, 71 f.; ähnlich 

wohl ArbG Wiesbaden v. 19.10.2003 - 3 Ca 230/03. 
37 ArbG Brandenburg v. 1.12.2004 - 3 Ca 1231/04, Rdnr. 42 f. 
38 Lewek, Die Nutzung von Intranet und E-Mail durch den Personalrat, Der Perso­

nalrat 2008, 388 ff. (389). 
39 Kronisch, E-Mail- und Internetkontakte am Arbeitsplatz, AuA 2002, 454 ff. 
40 BAG v. 20.1.2009 - 1 AZR 515/08. In einer vergleichbaren Entscheidung hat 

das Arbeitsgericht Brandenburg die Versendung von E-Mails (außerhalb der 
Arbeitszeiten) durch· gewerkschaftliche Vertrauensleute im unternehmenseige­
nen Intranet zum Zwecke der gewerkschaftlichen Werbung für die Aufsichts­
ratswahl auch dann für zulässig gehalten, wenn die private Nutzung des 
Intranets untersagt ist (ArbG Brandenburg v. i.12.2004 - 3 Ca 1231/04). 

41 Däubler, Gewerkschaftliche Information und Werbung im Netz, DB 2004, 
2102 ff. (2104 f.). 
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1 GRUNDLAGEN DER BETRIEBSRATSARBEIT 

tätigung bevorzugt oder benachteiligt wird. Die herrschen­
de Meinung leitet daraus ab, dass sich der Betriebsrat je­
der Werbung für oder gegen Gewerkschaften sowie jeder 
Tätigkeit im Arbeitskampf zu enthalten hat.42 

Betriebsratsmitglieder und Gewerkschaftsarbeit 

Aus§ 74 Abs. 2 Satz 3 BetrVG folgt jedoch die Zulässigkeit 
der Behandlung von Angelegenheiten tarifpolitischer Art, 
die den Betrieb oder seine Arbeitnehmer unmittelbar be­
treffen. Zulässig sein sollen auch sachliche Informationen 
über die Verhältnisse im Betrieb, etwa über die vertretenen 
Gewerkschaften und den Organisationsgrad. Ebenfalls zu­
lässig sein soll die Behandlung allgemeiner gewerkschaft­
licher Fragen oder Informationen über von der Gewerk-

~ schaft durchgeführte Bildungsmaßnahmen. zu-achten ist 
jedoch darauf, dass die Daten tatsächlich sachlich präsen­
tiert werden und nicht durch Auswahl oder Darst§Jlunfver­
sucht wird, Kollegen für oder gegen gewerkschaftliche Betä­
tigung zu motivieren. Hat der Betriebsrat Zugang zum 
Intranet, dürfen die Informationen auch dort eingestellt 
werden.43 Zulässig ist auch die Weitergabe von Informatio­
nen (etwa zu einem Arbeitskampf) über betriebslnter~ne ·E­
Mail-Verteiler. Die Arbeitnehmervertretung ist grundsätzlich 
berechtigt, einen vorhandenen Verteiler zu benutzen, so­
weit dies zur Information der Beschäftigten erforderlich ist. 
Eine Vorzensur der Informationen darf die Dienststelle da­
bei nicht vornehmen.44 Wenn der Betriebsrat seine Befug­
nisse überschreitet und etwa zum Beispiel Gewerkschafts­
werbung über das Intranet verbreitet, kann der Arbeitgeber 
diese nicht eigenmächtig efltfernen oder die betreffenden 
Seiten sperren lassen. Hier gilt entsprechend dasselbe wie 
das oben zu Aushängen am Schwarzen Brett Gesagte. So­
lange für den Arbeitgeber - weil etwa der Betriebsrat durch 
den Aushang, die Einstellung ins Intranet oder die Versen­
dung der E-Mails Straftaten oder andere unerlaubte Hand­
lungen verwirklicht hat - kein Notwehr- oder Nothilferecht 
gegeben ist, muss er sich auf den Rechtsweg verweisen las­
sen.45 § 74 Abs. 3 BetrVG bestimmt, dass »Arbeitnehmer, 

42 Däubler (Fußnote 10) Rdnr. 458; LAG Hamm v. 31.5.2006 - 10 TaBV 204/05, 
Rdnr. 69. 

43 LAG Hamm v. 31.5.2006 - 10 TaBV 204/05, Rdnr. 70; LAG Hamm v. 12.3.2004 -
10 TaBV 161/03. 

44 OVG Hamburg v. 8.3.2008 - 8 Bf 233/07.PVL, Der Personalrat 2008, 328 ff. Im 
entschiedenen Fall hatte nur der so genannte Webmaster Zugriff auf den Ver­
teiler. 

45 LAG Hamm v. 12.3.2004 - 10 TaBV 161/03, Rdnr. 58ff.; vgl. auch BAG v. 
3.9.2003 -7 ABR 12/03, BB 2004, 668 f. 

46 ArbG Gelsenkirchen v. 15.3.1984 - 3 BV 3/84. 
47 Däubler (Fußnote 10) Rdnr. 464. 
48 BAG v. 14.2.1967 - 1 AZR 494/65, BAGE 19, 218 (228); vgl. auch BVerfG v. 

26.5.1970 - 2 BvR 664/65, BVerfGE28, 295. . 
49 BAG v. 12.6.1986 - 6 ABR 67/84, AiB 1987, 174, Gl<-BetrVG (Kreutz); § 74, 

Rdnr. 148. 
50 Bobke, Grimberg, Betriebsrat und Arbeitskampf, AiB 1984, 20 ff. (20 f.; 21 f.). 
51 Bobke, Grimberg, Betriebsrat und Arbeitskampf, AiB 1984, 20 ff. (22). LAG Düs­

seldorf v. 5.7.1994- 8 TaBV 57/94, AuR 1995, 107ff. 
52 LAG Düsseldorf v 5.7.1994 - 8 TaBV 57/94, AuR 1995, 107ff. (108). 
53 BAG v. 20.3.1979 - , 1 AZR 450/76, Bobke, Grimberg, Betriebsrat und Arbeits­

kampf, AiB 1984, 20 ff. (22). 

1 Rechte der Gewerkschaft im Betrieb 

die im Rahmen dieses Gesetzes Aufgaben übernehmen [„.] 
hierdurch in der Betätigung für ihre Gewerkschaft auch im 
Betrieb nicht beschränkt« werden. 

Mitglieder des Betriebsrats 

Betriebsratsmitglieder können daher für die Gewerkschaft 
werben und dürfen selbstverständlich auch Gewerkschafts­
plakate am Schwarzen Brett aushängen.46 Ebenfalls ist eine 
Tätigkeit als gewerkschaftliche Vertrauensperson möglich. 
Voraussetzung ist dabei immer, dass nicht in Ausübung 
des Betriebsratsamtes gehandelt wird, um nicht die vom 
Betriebsrat geforderte Neutralität zu gefährden.47 Die frü­
here Rechtsprechung - noch zum BetrVG 1952 ergangen -
ging davon aus, dass eine Vermutung für das Handeln in 
Ausübung des Amtes spricht48 ; sie kann durch das BetrVG 
1972 als überholt gelten. Dies ergibt sich schon aus dem 
kl~f,e,n Wortlaut des § 74 Abs. 3 BetrVG 1972, der die ge­
werkschaftliche Betätigung gerade erlaubt. Die Annahme 
einer Vermutung für Handeln in Ausübung des Amtes ist 
damit nicht zu vereinbaren.49 Abzuraten ist daher von Ge­
werkschaftswerbung in engem zeitlichem, örtlichem oder 
inhaltlichem Zusammenhang mit der Betriebsratstätigkeit. 
Eine solche unzulässige Verquickung könnte zu Unterlas­
sungsansprüchen des Arbeitgebers und im Extremfall zum 
Ausschluss aus dem Betriebsrat nach § 23 BetrVG führen. 

Fazit 

Im Arbeitskampf hat sich d.er Betriebsrat neutral zu verhal­
ten (§ 74 Abs. 2 BetrVG). Er darf also etwa nicht als ge­
werkschaftlicher Vertreter (beispielsweise als Verhand­
lungspartner für den Notdienst) auftreten.50 Dass die 
einzelnen, auch freigestellten, Mitglieder des Betriebsrats 
genauso wie andere Arbeitnehmer streiken und zum Streik 
aufrufen dürfen, ist eigentlich eine Selbstverständlichkeit.5' 
Auch hierbei dürfen sie jedoch nicht in Ausübung ihres Am­
tes handeln. Dabei genügt es, wenn sie jede Bezugnahme 
auf ihr Amt unterlassen. Ein ausdrücklicher Hinweis darauf, 
dass sie als Arbeitnehmer und Gewerkschaftsmitglieder 
handeln, ist hingegen nicht erforderlich.52 Das BAG hat es 
außerdem für zulässig gehalten, dass einzelne Betriebs­
ratsmitglieder ihre Solidarität mit Streikenden in anderen 
Betrieben etwa durch Geldsammlungen oder Solidaritätste­
legramme deutlich machen.53 

ANKE BEYER und MAX GUSSONE sind beide Rechtsan­
wälte in Hamburg. 
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